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Anlage 3.3. 
 

Forstgesetz 1975 
BGBl. Nr. 440/1975 i.d.F. BGBl. I Nr. 56/2016 

(Auszug) 
 

I. ABSCHNITT 
WALD, ALLGEMEINES 

 
Nachhaltigkeit 

  § 1. (1) Der Wald mit seinen Wirkungen auf den Lebensraum für Menschen, 
Tiere und Pflanzen ist eine wesentliche Grundlage für die ökologische, 
ökonomische und soziale Entwicklung Österreichs. Seine nachhaltige 
Bewirtschaftung, Pflege und sein Schutz sind Grundlage zur Sicherung seiner 
multifunktionellen Wirkungen hinsichtlich Nutzung, Schutz, Wohlfahrt und 
Erholung. 
 
  (2) Ziel dieses Bundesgesetzes ist 
1. die Erhaltung des Waldes und des Waldbodens, 
2. die Sicherstellung einer Waldbehandlung, dass die Produktionskraft des 

Bodens erhalten und seine Wirkungen im Sinne des § 6 Abs. 2 nachhaltig 
gesichert bleiben und 

3. die Sicherstellung einer nachhaltigen Waldbewirtschaftung. 
 
  (3) Nachhaltige Waldbewirtschaftung im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet 
die Pflege und Nutzung der Wälder auf eine Art und in einem Umfang, dass 
deren biologische Vielfalt, Produktivität, Regenerationsvermögen, Vitalität 
sowie Potenzial dauerhaft erhalten wird, um derzeit und in Zukunft ökologische, 
ökonomische und gesellschaftliche Funktionen auf lokaler, nationaler und 
globaler Ebene, ohne andere Ökosysteme zu schädigen, zu erfüllen. 
Insbesondere ist bei Nutzung des Waldes unter Berücksichtigung des 
langfristigen forstlichen Erzeugungszeitraumes und allenfalls vorhandener 
Planungen vorzusorgen, dass Nutzungen entsprechend der forstlichen 
Zielsetzung den nachfolgenden Generationen vorbehalten bleiben. 
 

Begriffsbestimmungen 
  § 1a. (1) Wald im Sinne dieses Bundesgesetzes sind mit Holzgewächsen der im 
Anhang angeführten Arten (forstlicher Bewuchs) bestockte Grundflächen, 
soweit die Bestockung mindestens eine Fläche von 1.000 m² und eine 
durchschnittliche Breite von 10 m erreicht. 
 
  (2) Wald im Sinne des Abs. 1 sind auch Grundflächen, deren forstlicher 
Bewuchs infolge Nutzung oder aus sonstigem Anlass vorübergehend vermindert 
oder beseitigt ist. 
 
  (3) Unbeschadet ihrer besonderen Nutzung gelten als Wald im Sinne des 
Abs. 1 auch dauernd unbestockte Grundflächen, insoweit sie in einem unmittel-
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baren räumlichen und forstbetrieblichen Zusammenhang mit Wald stehen und 
unmittelbar dessen Bewirtschaftung dienen (wie forstliche Bringungsanlagen, 
Holzlagerplätze, Waldschneisen und Rückewege). 
 
  (4) Nicht als Wald im Sinne des Abs. 1 gelten 
a) unbeschadet anderer Bestimmungen dieses Bundesgesetzes Grundflächen, 

die anders als forstlich genutzt werden und deren Bewuchs mit einem Alter 
von wenigstens 60 Jahren eine Überschirmung von drei Zehntel nicht 
erreicht hat, 

b) bestockte Flächen, die infolge des parkmäßigen Aufbaues ihres Bewuchses 
überwiegend anderen als Zwecken der Waldwirtschaft dienen, 

c) forstlich nicht genutzte Strauchflächen mit Ausnahme solcher, die als 
Niederwald bewirtschaftet wurden oder für welche die Schutzwaldeigen-
schaft festgestellt (§ 23) oder die Bannlegung ausgesprochen (§ 30) wurde, 

d) Baumreihen, soweit es sich nicht um Windschutzanlagen (§ 2 Abs. 3) 
handelt, 

e) Grenzflächen im Sinne des § 1 Z 2 des Staatsgrenzgesetzes, BGBl. 
Nr. 9/1974, soweit sie auf Grund von Staatsverträgen, die die Vermessung 
und Vermarkung der Staatsgrenze regeln, von Bewuchs freizuhalten sind. 

Die Bestimmungen der §§ 43 bis 46 finden Anwendung. 
 
  (5) Nicht als Wald im Sinne des Abs. 1 gelten auch Flächen, die im Kurzum-
trieb mit einer Umtriebszeit bis zu 30 Jahren genutzt werden, sowie Forstgärten, 
Forstsamenplantagen, Christbaumkulturen und Plantagen von Holzgewächsen 
zum Zwecke der Gewinnung von Früchten wie Walnuss oder Edelkastanie, 
soweit sie nicht auf Waldboden angelegt wurden und ihre Inhaber die 
beabsichtigte Betriebsform der Behörde binnen 10 Jahren nach Durchführung 
der Aufforstung oder Errichtung dieser Anlagen gemeldet haben. Erfolgt eine 
solche Meldung nicht, findet § 4 Anwendung. 
 
  (6) Auf die im Abs. 5 erster Satz angeführten Anlagen finden die 
Bestimmungen der §§ 43 bis 45, auf Forstgärten und Forstsamenplantagen 
überdies jene des Forstlichen Vermehrungsgutgesetzes, Anwendung. 
 
  (7) Wald, dessen Bewuchs eine Überschirmung von weniger als drei Zehnteln 
aufweist, wird als Räumde, Waldboden ohne jeglichen Bewuchs als Kahlfläche 
bezeichnet. 
 

Kampfzone des Waldes, Windschutzanlagen 
  § 2. (1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind auch auf den 
forstlichen Bewuchs in der Kampfzone des Waldes und auf Windschutzanlagen 
anzuwenden, ungeachtet der Benützungsart der Grundflächen und des 
flächenmäßigen Aufbaues des Bewuchses. 
 



  A 3.3. - Forstgesetz 

  307 

  (2) Unter der Kampfzone des Waldes ist die Zone zwischen der natürlichen 
Grenze forstlichen Bewuchses und der tatsächlichen Grenze des geschlossenen 
Baumbewuchses zu verstehen. 
 
  (3) Unter Windschutzanlagen sind Streifen oder Reihen von Bäumen oder 
Sträuchern zu verstehen, die vorwiegend dem Schutz vor Windschäden, 
insbesondere für landwirtschaftliche Grundstücke, sowie der Schneebindung 
dienen.  

Neubewaldung 
  § 4. (1) Grundflächen, die bisher nicht Wald waren, unterliegen den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes im Fall 
1. der Aufforstung (Saat oder Pflanzung) nach Ablauf von zehn Jahren ab der 

Durchführung, 
2. der Naturverjüngung nach Erreichen einer Überschirmung von fünf Zehnteln 

ihrer Fläche mit einem Bewuchs von wenigstens 3 m Höhe.  
Die Bestimmungen des IV. Abschnittes sind jedoch bereits ab dem 
Vorhandensein des Bewuchses anzuwenden.“ 
 
  (1a) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft kann nach Maßgabe forstfachlicher Erfordernisse für bestimmte 
Baumarten eine von Abs. 1 Z 2 abweichende Bewuchshöhe festlegen. 
 
  (2) Grundflächen, auf denen eine Ersatzaufforstung (§ 18 Abs. 2) durchgeführt 
wurde, gelten ab Sicherung der Kultur im Sinne des § 13 Abs. 8 als Wald. 
 
  (3) Grundflächen, zu deren Aufforstung Förderungsmittel gemäß den Bestim-
mungen des X. Abschnittes gewährt wurden, gelten mit dem Zeitpunkt der 
Auszahlung der Förderungsmittel als Waldboden, im Falle von Aufforstungen in 
Hochlagen, das ist die Zone innerhalb von 500 Höhenmetern unterhalb der 
natürlichen Baumgrenze, gilt dies jedoch erst ab Sicherung der Kultur im Sinne 
des § 13 Abs. 8. 
 

Feststellungsverfahren 
  § 5. (1) Bestehen Zweifel, ob 
a) eine Grundfläche Wald ist oder 
b) ein bestimmter Bewuchs in der Kampfzone des Waldes oder als Windschutz-

anlage den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes unterliegt, 
so hat die Behörde von Amts wegen oder auf Antrag eines gemäß § 19 Abs. 1 
Berechtigten ein Feststellungsverfahren durchzuführen. § 19 Abs. 4 ist 
sinngemäß anzuwenden. 
 
  (2) Stellt die Behörde fest, dass die Grundfläche zum Zeitpunkt der 
Antragstellung oder innerhalb der vorangegangenen zehn Jahre Wald im Sinne 
dieses Bundesgesetzes war, so hat sie mit Bescheid auszusprechen, dass es sich 
bei dieser Grundfläche um Wald im Sinne dieses Bundesgesetzes handelt. Weist 
der Antragsteller nach, dass 
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1. die Voraussetzungen des ersten Satzes nicht zutreffen oder 
2. eine dauernde Rodungsbewilligung erteilt oder eine angemeldete dauernde 

Rodung gemäß § 17a durchgeführt wurde, 
und ist inzwischen keine Neubewaldung erfolgt, so hat die Behörde mit 
Bescheid auszusprechen, dass es sich bei dieser Grundfläche nicht um Wald im 
Sinne dieses Bundesgesetzes handelt. 
 
  (2a) Bei Grundflächen, für die eine befristete Rodung im Sinne des § 18 Abs. 4 
bewilligt wurde, ist die Dauer der befristeten Rodung in den Zeitraum von zehn 
Jahren (Abs. 2 Z 1) nicht einzurechnen. Dies gilt auch, wenn die Dauer der 
befristeten Rodung zehn Jahre übersteigt. 
 
  (3) Sind solche Grundflächen mit Weiderechten belastet, so ist vor der 
Entscheidung die Agrarbehörde zu hören. 
 

A. Erhaltung des Waldes; Allgemeines 
Wiederbewaldung 

  § 13. (1) Der Waldeigentümer hat Kahlflächen und Räumden, im Schutzwald 
nach Maßgabe des § 22 Abs. 3, mit standortstauglichem Vermehrungsgut 
forstlicher Holzgewächse rechtzeitig wiederzubewalden. 
 
  (2) Die Wiederbewaldung gilt als rechtzeitig, wenn die hiezu erforderlichen 
Maßnahmen (Saat oder Pflanzung) bis längstens Ende des fünften, dem 
Entstehen der Kahlfläche oder Räumde nachfolgenden Kalenderjahres 
ordnungsgemäß durchgeführt wurden. 
 
  (3) Die Wiederbewaldung soll durch Naturverjüngung erfolgen, wenn in einem 
Zeitraum von zehn Jahren eine Naturverjüngung durch Samen, Stock- oder 
Wurzelausschlag vorhanden ist, die eine volle Bestockung der Wiederbewal-
dungsfläche erwarten lässt. 
 
(4) Bringt in Hochlagen die Naturverjüngung offensichtlich Vorteile gegenüber 
der Aufforstung, kann die Behörde die gemäß Abs. 3 vorgeschriebene Frist um 
höchstens fünf Jahre verlängern, sofern gegen die Verlängerung keine Bedenken 
aus den Gründen des § 82 Abs. 1 lit. a bestehen. 
 
  (5) Die Behörde hat die gemäß den Abs. 2 und 3 vorgeschriebenen 
Wiederbewaldungsfristen um höchstens zwei Jahre zu verlängern, wenn erwie-
sen ist, dass der Waldeigentümer durch Krankheit oder eine Katastrophen-
situation in seinem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb (wie Brand oder 
Viehseuche) vorübergehend in eine Notlage geraten ist. Diese Bestimmung gilt 
nicht für Wälder, auf die die §§ 21, 25 Abs. 1 und 27 Abs. 1 Anwendung finden. 
 
  (6) Ist eine großflächige Schadenssituation, wie durch flächenhaften Windwurf, 
eingetreten, so beginnt für die davon betroffene Fläche die Wiederbewal-
dungsfrist (Abs. 2) mit Beendigung der Schadholzaufarbeitung. Diese Frist darf 
von der Behörde um höchstens fünf Jahre verlängert werden. Die 
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Fristverlängerung ist zu bewilligen, wenn der Waldeigentümer innerhalb des 
ersten Jahres der Wiederbewaldungsfrist einen Wiederbewaldungsplan vorgelegt 
hat, der die Wiederbewaldung in der kürzestmöglichen Zeit, längstens jedoch 
innerhalb der verlängerten Frist, vorsieht. 
 
  (7) Die Verjüngung (durch Aufforstung erzielte Verjüngung oder Natur-
verjüngung) ist im Bedarfsfalle so lange nachzubessern, bis sie gesichert ist. 
 
  (8) Eine Verjüngung gilt als gesichert, wenn sie durch mindestens drei 
Wachstumsperioden angewachsen ist, eine nach forstwirtschaftlichen Erforder-
nissen ausreichende Pflanzenzahl aufweist und keine erkennbare Gefährdung 
der weiteren Entwicklung vorliegt. 
 
  (9) Bestehen bei Kahlflächen oder Räumden, die zwecks Ausübung der 
Waldweide mit Einforstungs- oder Gemeindegutnutzungsrechten belastet sind, 
Zweifel, ob die Ausübung dieser Rechte nach der Wiederbewaldung 
gewährleistet ist, steht dem Waldeigentümer und dem Nutzungsberechtigten das 
Recht zu, bei der Behörde ein Feststellungsverfahren zu beantragen. Die 
Behörde hat hierüber mit Bescheid zu entscheiden; vor dessen Erlassung hat sie 
das Einvernehmen mit der Agrarbehörde herzustellen. 
 
  (10) Soweit der Bestand einer energiewirtschaftlichen Leitungsanlage die volle 
Entwicklung des Höhenwachstums auf der Trasse ausschließt und eine 
Ausnahmebewilligung nach § 81 Abs. 1 lit. b erteilt wurde, hat der 
Leitungsberechtigte nach jeder Fällung für die rechtzeitige Wiederbewaldung 
der Trassenfläche zu sorgen. 
 

Waldverwüstung 
  § 16. (1) Jede Waldverwüstung ist verboten. Dieses Verbot richtet sich gegen 
jedermann. 
 
  (2) Eine Waldverwüstung liegt vor, wenn durch Handlungen oder Unter-
lassungen 
a) die Produktionskraft des Waldbodens wesentlich geschwächt oder gänzlich 

vernichtet, 
b) der Waldboden einer offenbaren Rutsch- oder Abtragungsgefahr ausgesetzt, 
c) die rechtzeitige Wiederbewaldung unmöglich gemacht oder 
d) der Bewuchs offenbar einer flächenhaften Gefährdung, insbesondere durch 

Wind, Schnee, wildlebende Tiere mit Ausnahme der jagdbaren, unsach-
gemäße Düngung, Immissionen aller Art, ausgenommen solche gemäß § 47, 
ausgesetzt wird oder Abfall (wie Müll, Gerümpel, Klärschlamm) abgelagert 
wird. 

 
  (3) Wurde eine Waldverwüstung festgestellt, so hat die Behörde die 
erforderlichen Maßnahmen zur Abstellung der Waldverwüstung und zur 
Beseitigung der Folgen derselben vorzukehren. Insbesondere kann sie hiebei in 
den Fällen des Abs. 2 eine bestimmte Nutzungsart vorschreiben, innerhalb einer 
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zu bestimmenden angemessenen Frist jede Fällung an eine behördliche Bewilli-
gung binden oder anordnen, dass der Verursacher die Gefährdung und deren 
Folgewirkungen in der Natur abzustellen oder zu beseitigen hat. Privatrechtliche 
Ansprüche des Waldeigentümers bleiben unberührt. 
 
  (4) Wurde Abfall im Wald abgelagert (Abs. 2 lit. d) oder weggeworfen (§ 174 
Abs. 3 lit. c), so hat die Behörde die Person, die die Ablagerung des Abfalls 
vorgenommen hat oder die hiefür verantwortlich ist, festzustellen und ihr die 
Entfernung des Abfalls aus dem Wald aufzutragen. Lässt sich eine solche Person 
nicht feststellen, so hat die Behörde der Gemeinde, in deren örtlichem Bereich 
die Ablagerung des Abfalls im Wald erfolgt ist, die Entfernung des Abfalls auf 
deren Kosten aufzutragen. Wird die Person nachträglich festgestellt, so hat ihr 
die Behörde den Ersatz dieser Kosten vorzuschreiben. Die von der Gemeinde zu 
besorgende Aufgabe ist eine solche des eigenen Wirkungsbereiches. 
 
  (5) (Verfassungsbestimmung) Wurde eine durch jagdbare Tiere verursachte 
flächenhafte Gefährdung des Bewuchses festgestellt, so sind durch das 
zuständige Organ des Forstaufsichtsdienstes ein Gutachten über Ursachen, Art 
und Ausmaß der Gefährdung und Vorschläge zur Abstellung der Gefährdung an 
die Jagdbehörde und an den Leiter des Forstaufsichtsdienstes beim Amt der 
Landesregierung zu erstatten. Diesem kommt in den landesgesetzlich vorgese-
henen Verfahren zum Schutz des Waldes gegen waldgefährdende Wildschäden 
Antragsrecht und Parteistellung zu. 
 
  (6) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft hat jährlich einen Bericht über Art und Ausmaß der Waldver-
wüstungen und insbesondere der flächenhaften Gefährdungen des Bewuchses 
durch Wild, die Gutachtertätigkeit der Forstbehörden und die Maßnahmen der 
Jagdbehörden sowie deren Erfolg, gegliedert nach Bundesländern, im Internet 
zu veröffentlichen.  
 
  (7) Dieser Bericht ist bis zum 1. September jedes Folgejahres dem Nationalrat 
zur Behandlung vorzulegen. 

 
Rodung 

  § 17. (1) Die Verwendung von Waldboden zu anderen Zwecken als für solche 
der Waldkultur (Rodung) ist verboten. 
 
  (2) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 1 kann die Behörde eine 
Bewilligung zur Rodung erteilen, wenn ein besonderes öffentliches Interesse an 
der Erhaltung dieser Fläche als Wald nicht entgegensteht. 
 
  (3) Kann eine Bewilligung nach Abs. 2 nicht erteilt werden, kann die Behörde 
eine Bewilligung zur Rodung dann erteilen, wenn ein öffentliches Interesse an 
einer anderen Verwendung der zur Rodung beantragten Fläche das öffentliche 
Interesse an der Erhaltung dieser Fläche als Wald überwiegt. 
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  (4) Öffentliche Interessen an einer anderen Verwendung im Sinne des Abs. 3 
sind insbesondere begründet in der umfassenden Landesverteidigung, im 
Eisenbahn-, Luft- oder öffentlichen Straßenverkehr, im Post- oder öffentlichen 
Fernmeldewesen, im Bergbau, im Wasserbau, in der Energiewirtschaft, in der 
Agrarstrukturverbesserung, im Siedlungswesen oder im Naturschutz. 
 
  (5) Bei der Beurteilung des öffentlichen Interesses im Sinne des Abs. 2 oder 
bei der Abwägung der öffentlichen Interessen im Sinne des Abs. 3 hat die 
Behörde insbesondere auf eine die erforderlichen Wirkungen des Waldes 
gewährleistende Waldausstattung Bedacht zu nehmen. Unter dieser 
Voraussetzung sind die Zielsetzungen der Raumordnung zu berücksichtigen. 
 

Anmeldepflichtige Rodung 
  § 17a. (1) Einer Rodungsbewilligung bedarf es nicht, wenn 
1. die Rodungsfläche ein Ausmaß von 1 000 m² nicht übersteigt und 
2. der Antragsberechtigte das Rodungsvorhaben unter Anschluss der in § 19 

Abs. 2 genannten Unterlagen bei der Behörde anmeldet und 
3. die Behörde dem Anmelder nicht innerhalb von sechs Wochen ab Einlangen 

der Anmeldung mitteilt, dass die Rodung aus Rücksicht auf das öffentliche 
Interesse an der Walderhaltung ohne Erteilung einer Rodungsbewilligung 
nach § 17 nicht durchgeführt werden darf. § 91 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

 
  (2) In das Flächenausmaß einer angemeldeten Rodung einzurechnen sind alle 
an die zur Rodung angemeldete Fläche unmittelbar angrenzenden und für den 
selben Zweck nach Abs. 1 durchgeführten Rodungen, sofern diese nicht länger 
als zehn Jahre zurückliegen. 
 

  (3) Die Gültigkeit der Anmeldung erlischt, wenn die angemeldete Rodung 
nicht innerhalb eines Jahres ab Einlangen der Anmeldung bei der Behörde 
durchgeführt wird. 
 
  (4) Im Falle der Anmeldung einer befristeten Rodung im Sinne des § 18 
Abs. 4, die nach Abs. 1 Z 3 durchgeführt werden darf, ist die Waldfläche vom 
Rodungsberechtigten bis spätestens fünf Jahre nach Ablauf der in der 
Anmeldung angeführten Frist im Sinne des § 13 wiederzubewalden. 
 
 

Rodungsbewilligung; Vorschreibungen 
  § 18. (1) Die Rodungsbewilligung ist erforderlichenfalls an Bedingungen, 
Fristen oder Auflagen zu binden, durch welche gewährleistet ist, dass die 
Walderhaltung über das bewilligte Ausmaß hinaus nicht beeinträchtigt wird. 
Insbesondere sind danach 
1. ein Zeitpunkt festzusetzen, zu dem die Rodungsbewilligung erlischt, wenn 

der Rodungszweck nicht erfüllt wurde, 
2. die Gültigkeit der Bewilligung an die ausschließliche Verwendung der 

Fläche zum beantragten Zweck zu binden oder 
3. Maßnahmen vorzuschreiben, die 
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a) zur Hintanhaltung nachteiliger Wirkungen für die umliegenden Wälder 
oder 

b) zum Ausgleich des Verlustes der Wirkungen des Waldes (Ersatzleistung) 
geeignet sind. 

 

  (2) In der die Ersatzleistung betreffenden Vorschreibung ist der Rodungs-
werber im Interesse der Wiederherstellung der durch die Rodung entfallenden 
Wirkungen des Waldes zur Aufforstung einer Nichtwaldfläche (Ersatzauf-
forstung) oder zu Maßnahmen zur Verbesserung des Waldzustandes zu 
verpflichten. Die Vorschreibung kann auch dahin lauten, dass der Rodungs-
werber die Ersatzaufforstung oder die Maßnahmen zur Verbesserung des 
Waldzustands auf Grundflächen eines anderen Grundeigentümers in der näheren 
Umgebung der Rodungsfläche auf Grund einer nachweisbar getroffenen 
Vereinbarung durchzuführen hat. Kann eine Vereinbarung zum Zeitpunkt der 
Erteilung der Rodungsbewilligung nicht nachgewiesen werden, ist die 
Vorschreibung einer Ersatzleistung mit der Wirkung möglich, dass die 
bewilligte Rodung erst durchgeführt werden darf, wenn der Inhaber der 
Rodungsbewilligung die schriftliche Vereinbarung mit dem Grundeigentümer 
über die Durchführung der Ersatzleistung der Behörde nachgewiesen hat.“ 
 

  (3) Ist eine Vorschreibung gemäß Abs. 2 nicht möglich oder nicht zumutbar, so 
hat der Rodungswerber einen Geldbetrag zu entrichten, der den Kosten der 
Neuaufforstung der Rodungsfläche, wäre sie aufzuforsten, entspricht. Der Geld-
betrag ist von der Behörde unter sinngemäßer Anwendung der Kostenbe-
stimmungen der Verwaltungsverfahrensgesetze vorzuschreiben und einzuheben. 
Er bildet eine Einnahme des Bundes und ist für die Durchführung von 
Neubewaldungen oder zur rascheren Wiederherstellung der Wirkungen des 
Waldes (§ 6 Abs. 2) nach Katastrophenfällen zu verwenden. 
 
  (4) Geht aus dem Antrag hervor, dass der beabsichtigte Zweck der Rodung 
nicht von unbegrenzter Dauer sein soll, so ist im Bewilligungsbescheid die 
beantragte Verwendung ausdrücklich als vorübergehend zu erklären und 
entsprechend zu befristen (befristete Rodung). Ferner ist die Auflage zu erteilen, 
dass die befristete Rodungsfläche nach Ablauf der festgesetzten Frist wieder zu 
bewalden ist. 
 
  (5) Abs. 1 Z 3 lit. b und Abs. 2 und 3 finden auf befristete Rodungen im Sinn 
des Abs. 4 keine Anwendung. 
 
  (6) Zur Sicherung 
1. der Erfüllung einer im Sinne des Abs. 1 vorgeschriebenen Auflage oder 
2. der Durchführung der Wiederbewaldung nach Ablauf der festgesetzten Frist 

im Sinne des Abs. 4 
kann eine den Kosten dieser Maßnahmen angemessene Sicherheitsleistung 
vorgeschrieben werden. Vor deren Erlag darf mit der Durchführung der Rodung 
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nicht begonnen werden. Die Bestimmungen des § 89 Abs. 2 bis 4 finden 
sinngemäß Anwendung. 
 
  (7) Es gelten 
1. sämtliche Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für befristete Rodungen ab 

dem Ablauf der Befristung, 
2. die Bestimmungen des IV. Abschnittes und der §§ 172 und 174 für alle 

Rodungen bis zur Entfernung des Bewuchses. 
 

Rodungsverfahren 
  § 19. (1) Zur Einbringung eines Antrags auf Rodungsbewilligung sind 
berechtigt: 
1. der Waldeigentümer, 
2. der an der zur Rodung beantragten Waldfläche dinglich oder obligatorisch 

Berechtigte in Ausübung seines Rechtes unter Nachweis der Zustimmung des 
Waldeigentümers, 

3. die zur Wahrnehmung der öffentlichen Interessen im Sinne des § 17 Abs. 3 
Zuständigen, 

4. in den Fällen des § 20 Abs. 2 auch die Agrarbehörde, 
5. in den Fällen von Rodungen für Anlagen zur Erzeugung, Fortleitung, 

Verteilung und Speicherung von Energieträgern die Unternehmen, die solche 
Anlagen betreiben, soweit zu ihren Gunsten enteignet werden kann oder 
Leitungsrechte begründet werden können, vorbehaltlich der Zustimmung des 
gemäß Z 3 Zuständigen, 

6. in den Fällen von Rodungen für Eisenbahnzwecke die Inhaber von 
Konzessionen gemäß § 14 Abs. 1 des Eisenbahngesetzes 1957, BGBl. Nr. 60, 
oder gemäß § 25 des Seilbahngesetzes 2003, BGBl. I Nr. 103. 

 
(2) Der Antrag hat zu enthalten: 
1. das Ausmaß der beantragten Rodungsfläche, 
2. den Rodungszweck, 
3. im Fall der Belastung der Rodungsfläche mit Einforstungsrechten oder 

Gemeindegutnutzungsrechten die daraus Berechtigten und 
4. die Eigentümer nachbarlich angrenzender Grundstücke (Anrainer). 
Dem Antrag sind ein Grundbuchsauszug, der nicht älter als drei Monate sein 
darf und eine Lageskizze, die eine eindeutige Feststellung der zur Rodung bean-
tragten Fläche in der Natur ermöglicht, anzuschließen. Die Lageskizze, deren 
Maßstab nicht kleiner sein darf als der Maßstab der Katastralmappe, ist in drei-
facher Ausfertigung, in den Fällen des § 20 Abs. 1 in vierfacher Ausfertigung 
vorzulegen; von diesen Ausfertigungen hat die Behörde eine dem Vermessungs-
amt, im Fall des § 20 Abs. 1 eine weitere der Agrarbehörde zu übermitteln. 
 

  (3) Anstelle von Grundbuchsauszügen kann auch ein Verzeichnis der zur 
Rodung beantragten Grundstücke – beinhaltend deren Gesamtfläche und die 
beanspruchte Fläche sowie deren Eigentümer unter gleichzeitiger Anführung 
von Rechten, die auf den zur Rodung beantragten Flächen lasten – treten. Dieses 
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Verzeichnis ist von einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person zu 
bestätigen. Im Fall des § 20 Abs. 2 ist dieses Verzeichnis, in dem auch die 
Weginteressenten anzuführen sind, von der Agrarbehörde zu bestätigen. 
 

  (4) Parteien im Sinne des § 8 AVG sind: 
1. die Antragsberechtigten im Sinn des Abs. 1 im Umfang ihres Antragsrechtes, 
2. der an der zur Rodung beantragten Waldfläche dinglich Berechtigte, 
3. der Bergbauberechtigte, soweit er auf der zur Rodung beantragten 

Waldfläche nach den bergrechtlichen Vorschriften zum Aufsuchen oder 
Gewinnen bergfreier oder bundeseigener mineralischer Rohstoffe befugt ist, 

4. der Eigentümer und der dinglich Berechtigte der an die zur Rodung 
beantragten Waldfläche angrenzenden Waldflächen, wobei § 14 Abs. 3 
zweiter Halbsatz zu berücksichtigen ist, und 

5. das zuständige Militärkommando, wenn sich das Verfahren auf Waldflächen 
bezieht, die der Sicherung der Verteidigungswirkung von Anlagen der 
Landesverteidigung dienen. 

 

  (5) Im Rodungsverfahren sind 
1. die Gemeinde, in der die zur Rodung beantragte Fläche liegt, zur 

Wahrnehmung von örtlichen öffentlichen Interessen und 
2. die Behörden, die in diesem Verfahren zur Wahrnehmung sonstiger 

öffentlicher Interessen berufen sind, 
zu hören. 
 

  (6) Das Recht auf Anhörung gemäß Abs. 5 Z 1 wird von den Gemeinden im 
eigenen Wirkungsbereich wahrgenommen. 
 

  (7) Werden im Verfahren zivilrechtliche Einwendungen erhoben, so hat die 
Behörde auf eine gütliche Einigung der Parteien hinzuwirken. Kommt eine 
solche nicht zustande, so hat die Behörde in ihrer Entscheidung über den 
Rodungsantrag die Parteien unter ausdrücklicher Anführung der durch den 
Bescheid nicht erledigten zivilrechtlichen Einwendungen zur Austragung 
derselben auf den Zivilrechtsweg zu verweisen. 
 

  (8) Wird auf Grund eines Antrags gemäß Abs. 1 Z 3, 5 oder 6 eine Rodungs-
bewilligung erteilt, so darf die Rodung erst durchgeführt werden, wenn 
derjenige, zu dessen Gunsten die Rodungsbewilligung erteilt worden ist, das 
Eigentumsrecht oder ein sonstiges dem Rodungszweck entsprechendes 
Verfügungsrecht an der zur Rodung bewilligten Waldfläche erworben hat. 
 

Wälder mit besonderem Lebensraum 
  § 32a. (1) Als Wälder mit besonderem Lebensraum (Biotopschutzwälder) 
gelten Naturwaldreservate auf Grund privatrechtlicher Vereinbarungen, Wald-
flächen in Nationalparken oder Waldflächen, die in Naturschutzgebieten oder 
durch Gesetz, Verordnung oder Bescheid festgelegten Schutzgebieten nach der 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. Nr. L 206 vom 22. Juli 1992, 
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S 7) oder der Richtlinie 79/409/EWG des Rates über die Erhaltung der 
wildlebenden Vogelarten (ABl. Nr. L 103 vom 25. April 1979, S 1) liegen. 
 

  (2) Die Behörde kann auf Antrag des Waldeigentümers oder einer zur Wahr-
nehmung der mit den Wäldern nach Abs. 1 verbundenen öffentlichen Interessen 
zuständigen Behörde mit Zustimmung des Waldeigentümers mit Bescheid 
Ausnahmen von der Geltung einzelner Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, 
nämlich betreffend 
1. die Wiederbewaldung nach § 13, 
2. die Waldverwüstung nach § 16, 
3. die Behandlung und Nutzung des Schutzwaldes nach § 22, 
4. Maßnahmen bei Schädlingsbefall oder gefahrdrohender Schädlingsvermeh-

rung nach §§ 44 und 45 und 
5. den Schutz hiebsunreifer Bestände nach § 80 Abs. 1, 
anordnen, wenn öffentliche Interessen der Walderhaltung nicht entgegenstehen. 
 

  (3) Bei Gefahr in Verzug oder bei Wegfall der Voraussetzungen hat die Behör-
de von Amts wegen oder auf Antrag des Waldeigentümers einen nach Abs. 2 
ergangenen Bescheid abzuändern oder aufzuheben und die nach Abs. 2 erteilte 
Ausnahme zur Gänze oder teilweise zu widerrufen. Bei Gefahr in Verzug für 
einen nicht unter Abs. 1 fallenden Wald, der an einen Wald im Sinne des Abs. 1 
angrenzt, hat die Behörde auch auf Antrag des Eigentümers des gefährdeten 
nachbarlichen Waldes zu entscheiden. 
 

Benützung des Waldes zu Erholungszwecken 
Arten der Benützung 

  § 33. (1) Jedermann darf, unbeschadet der Bestimmungen der Abs. 2und 3 und 
des § 34, Wald zu Erholungszwecken betreten und sich dort aufhalten. 
 

  (2) Zu Erholungszwecken gemäß Abs. 1 dürfen nicht benützt werden: 
a) Waldflächen, für die die Behörde ein Betretungsverbot aus den Gründen des 

§ 28 Abs. 3 lit. d, § 41 Abs. 2 oder § 44 Abs. 7 verfügt hat, 
b) Waldflächen mit forstbetrieblichen Einrichtungen, wie Forstgärten und 

Saatkämpe, Holzlager- und Holzausformungsplätze, Material- und Geräte-
lagerplätze, Gebäude, Betriebsstätten von Bringungsanlagen, ausgenommen 
Forststraßen, einschließlich ihres Gefährdungsbereiches, 

c) Wiederbewaldungsflächen sowie Neubewaldungsflächen, diese unbeschadet 
des § 4 Abs. 1, solange deren Bewuchs eine Höhe von drei Metern noch nicht 
erreicht hat. 

 
  (3) Eine über Abs. 1 hinausgehende Benutzung, wie Lagern bei Dunkelheit, 
Zelten, Befahren oder Reiten, ist nur mit Zustimmung des Waldeigentümers, 
hinsichtlich der Forststraßen mit Zustimmung jener Person, der die Erhaltung 
der Forststraße obliegt, zulässig. Das Abfahren mit Schiern im Wald ist im 
Bereich von Aufstiegshilfen nur auf markierten Pisten oder Schirouten gestattet. 
Schilanglaufen ohne Loipen ist unter Anwendung der nötigen Vorsicht gestattet; 
eine darüber hinausgehende Benützung des Waldes, wie das Anlegen und die 
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Benützung von Loipen, ist jedoch nur mit Zustimmung des Waldeigentümers 
gestattet. Eine Zustimmung kann auf bestimmte Benützungsarten oder -zeiten 
eingeschränkt werden. Sie gilt als erteilt, wenn die Zulässigkeit der Benützung 
und deren Umfang im Sinne des § 34 Abs. 10 ersichtlich gemacht wurde. 
 
  (4) Soweit es die ordnungsgemäße Bewirtschaftung der Wälder zulässt, hat der 
Erhalter der Forststraße deren Befahren durch Fahrzeuge im Rettungseinsatz 
oder zur Versorgung von über die Forststraße erreichbaren Schutzhütten zu 
dulden; einer Ersichtlichmachung im Sinne des § 34 Abs. 10 bedarf es nicht. Ist 
die Forststraße abgesperrt, so ist zwischen dem Erhalter der Forststraße und der 
für den Rettungseinsatz zuständigen Stelle eine für den Erhalter der Forststraße 
zumutbare Vereinbarung über die Zugänglichmachung der Forststraße zu 
treffen. Der Erhalter der Forststraße hat gegenüber dem Inhaber der Schutzhütte 
Anspruch auf eine dem Umfang der Benützung der Forststraße entsprechende 
Entschädigung für vermögensrechtliche Nachteile. Die Bestimmungen des § 14 
Abs. 1 dritter bis sechster Satz sind sinngemäß anzuwenden. 
 
  (5) Durch die Benutzung des Waldes zu Erholungszwecken tritt eine Ersitzung 
(§§ 1452 ff. ABGB) nicht ein. 
 
  (6) Die Sicherstellung der Einhaltung der Bestimmungen des Abs. 3 darf von 
Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes wahrgenommen werden. 
 

Benützungsbeschränkungen 
  § 34. (1) Unbeschadet der Bestimmungen des § 33 Abs. 2 darf Wald von der 
Benutzung zu Erholungszwecken vom Waldeigentümer befristet (Abs. 2) oder 
dauernd (Abs. 3) ausgenommen werden (Sperre). 
 
  (2) Befristete Sperren sind nur zulässig für folgende Flächen: 
a) Baustellen von Bringungsanlagen und anderen forstbetrieblichen Hoch- und 

Tiefbauten; 
b) Gefährdungsbereiche der Holzfällung und -bringung bis zur Abfuhrstelle auf 

die Dauer der Holzerntearbeiten; 
c) Waldflächen, in denen durch atmosphärische Einwirkungen Stämme in 

größerer Anzahl geworfen oder gebrochen wurden und noch nicht aufgear-
beitet sind, bis zur Beendigung der Aufarbeitung; 

d) Waldflächen, in denen Forstschädlinge bekämpft werden, solange es der 
Bekämpfungszweck erfordert; 

e) Waldflächen, wenn und solange sie wissenschaftlichen Zwecken dienen und 
diese ohne Sperre nicht erreicht werden können. 

 
  (3) Dauernde Sperren sind nur zulässig für Waldflächen, die 
a) aus forstlichen Nebennutzungen entwickelten Sonderkulturen, wie der 

Christbaumzucht, gewidmet sind; 
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b) der Besichtigung von Tieren oder Pflanzen, wie Tiergärten oder Alpen-
gärten, oder besonderen Erholungseinrichtungen, ohne Rücksicht auf eine 
Eintrittsgebühr gewidmet sind; 

c) der Waldeigentümer sich oder seinen Beschäftigten im engeren örtlichen 
Zusammenhang mit ihren Wohnhäusern vorbehält und die insgesamt 5 % 
von dessen Gesamtwaldfläche, höchstens aber 15 ha, nicht übersteigen; bei 
einer Gesamtwaldfläche unter 10 ha dürfen bis zu 0,5 ha gesperrt werden. 

 
  (4) Beabsichtigt der Waldeigentümer eine befristete Sperre von Waldflächen, 
deren Dauer vier Monate übersteigt, oder eine dauernde Sperre von 
Waldflächen, deren Ausmaß 5 ha übersteigt, so hat er hiefür bei der Behörde 
eine Bewilligung zu beantragen. In diesem Antrag, dem eine Lageskizze 
anzuschließen ist, sind die Grundstücksnummer, der Sperrgrund und die 
beabsichtigte Dauer der Sperre und gegebenenfalls die Größe der zu sperrenden 
Waldfläche anzugeben. Dem Antrag ist stattzugeben, wenn dies zur Erreichung 
des Zweckes der Sperre unumgänglich ist. 
 
  (5) Wald, der von der Benützung zu Erholungszwecken ausgenommen wird, ist 
in den Fällen 
a) des Abs. 1 und des § 33 Abs. 2 lit. b vom Waldeigentümer, 
b) des § 33 Abs. 2 lit. a von der Behörde  
zu kennzeichnen. Flächen gemäß § 33 Abs. 2 lit. c sowie Flächen, hinsichtlich 
derer eine Kundmachung nach § 41 Abs. 3 erlassen worden ist, bedürfen keiner 
Kennzeichnung. 
 
  (6) Die Kennzeichnung gemäß Abs. 5 ist mittels Hinweistafeln an jenen 
Stellen, wo öffentliche Straßen und Wege, markierte Wege, Güterwege und 
Forststraßen sowie markierte Schirouten, -pisten und -loipen in die zu 
kennzeichnende gesperrte Fläche führen oder an diese unmittelbar angrenzen, 
anzubringen. 
 
  (7) Ist die Benützung einer Waldfläche zu Erholungszwecken aus den in den 
Abs. 2 und 3 sowie im § 33 Abs. 2 lit. a und b angeführten Gründen nicht 
zulässig, so erstreckt sich die Sperre 
a) in den Fällen des Abs. 2 lit. a bis d sowie des § 33 Abs. 2 lit. a auch auf alle 

durch die Waldfläche führenden nichtöffentlichen Wege, 
b) in den Fällen des Abs. 2 lit. e, des Abs. 3 sowie des § 33 Abs. 2 lit. b auf 

nichtöffentliche Wege, jedoch unbeschadet bestehender Benützungsrechte. 
 
  (8) Im Fall einer Sperre gemäß Abs. 3 hat der Waldeigentümer die Umgehung 
der gesperrten Fläche zu ermöglichen; erforderlichenfalls hat er geeignete 
Umgehungswege anzulegen. Ist dies nach der Lage der gesperrten Waldfläche 
nicht möglich, so hat er, im Falle die Sperre durch Beschilderung gekenn-
zeichnet ist, die Möglichkeit der Benützung der durch die gesperrte Waldfläche 
führenden Wege durch Hinweistafeln zu kennzeichnen, im Falle die Waldfläche 
eingezäunt ist, diese Möglichkeit durch Überstiege oder Tore zu gewährleisten. 
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  (9) Innerhalb von Waldflächen, die wegen einer Sperre gemäß Abs. 1 oder 
eines Betretungsverbotes gemäß § 33 Abs. 2 lit. c zu Erholungszwecken nicht 
benützt werden dürfen, dürfen Wege, soweit sie nicht bereits gemäß Abs. 7 in 
die Sperre miteinbezogen sind, nicht verlassen werden. 
 
  (10) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft hat durch Verordnung 
die Arten der Kennzeichnung, Form und Wortlaut von Hinweistafeln sowie die 
Art der Ersichtlichmachung näher zu regeln. Bei befristeten Sperren ist auf oder 
unter der Hinweistafel Beginn und Ende der Sperre ersichtlich zu machen. Wenn 
mit Gefahren durch Waldarbeit zu rechnen ist, ist auf den Hinweistafeln darauf 
besonders zu verweisen. 

 
Feuerentzünden im Wald 

  § 40. (1) Im Wald, in der Kampfzone des Waldes und, soweit Verhältnisse 
vorherrschen, die die Ausbreitung eines Waldbrandes begünstigen, auch in 
Waldnähe (Gefährdungsbereich), ist das Entzünden oder Unterhalten von Feuer 
durch hiezu nicht befugte Personen und der unvorsichtige Umgang mit 
feuergefährlichen Gegenständen verboten. Hiezu zählt auch das Wegwerfen von 
brennenden oder glimmenden Gegenständen, wie insbesondere von Zündhölzern 
und Rauchwaren. 
 
  (2) Zum Entzünden oder Unterhalten von Feuer im Walde sind befugt: 
a) der Waldeigentümer, seine Forst-, Forstschutz- und Jagdschutzorgane und 

Forstarbeiter, 
b) sonstige Personen, sofern sie im Besitze einer schriftlichen Erlaubnis des 

Waldeigentümers sind, und 
c) im Gefährdungsbereich der Grundeigentümer und seine Beauftragten. 
 
  (3) Ständige Zelt- oder Lagerplätze können vom Verbot des Abs. 1 erster Satz 
ausgenommen werden, sofern die Behörde dies bewilligt. Ist der Waldeigentü-
mer nicht selbst der Antragsteller, so ist dem Antrag dessen Zustimmungserklä-
rung anzuschließen. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn keine Gefährdung 
durch Feuer besteht. Erforderlichenfalls ist die Bewilligung von Bedingungen 
und Auflagen zur Hintanhaltung einer Waldbrandgefahr abhängig zu machen. 
 
  (4) Das Schlagbrennen oder sonstiges flächenweises Abbrennen von Pflanzen-
resten (Schlag- und Schwendabraum, Fratten) ist nur zulässig, wenn damit nicht 
der Wald gefährdet, die Bodengüte beeinträchtigt oder die Gefahr eines 
Waldbrandes herbeigeführt wird. Das beabsichtigte Anlegen solcher Feuer ist 
spätestens vor Beginn unter Angabe des Ortes und des Zeitpunktes der 
Gemeinde zu melden. 
 
  (5) Die zum Feuerentzünden befugten Personen haben mit größter Vorsicht 
vorzugehen. Das Feuer ist zu beaufsichtigen und vor seinem Verlassen 
sorgfältig zu löschen. 


